
326 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates VII. GP. 

Bericht und Antrag 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes 
womit das Bundesgesetz vom 12. Dezembe: 
1.951, BGBI. Nr. 13/1952, über die Einhebung 
emes Wohnbauförderungsbeitrages abgeän-

dert wird. 
Angesichts des großen Wohnungsbedarfes ge­

rade der minderbemittelllen Bevölkerungskreise 
kommt der Förderung des sozialen W ohnungs­
bedarfes erhebliche Bedeutung zu. Die im Bun­
desgesetz BGBl. Nr. 13/1952 festgelegten starren 
Wohnbauförderungsbeitragssätze reichen nicht 
annähernd aus, um die Anträge, die derzeit beim 
Buncles-W ohn- und Siedlungsfonds liegen, decken 
zu können. Um das Bauvolumen zu vergrößern, 
den fühlbaren Mangel an Wohnraum schneller 
als bisher abbauen zu können, ist die Bereit­
stellung größerer Finanzmittel Voraussetzung. 

Die Abgeordneten S tarn pie r, Ho r r, Gi e-
o ger I und R 0 i t h n erbrachten im National­

rat einen Initiativantrag auf Abänderung des 
Bundesgesetzes vom 12. Dezember 1951, BGBl. 
Nr. 13/1952 über die Einhebung eines Wohnbau­
förderungsbeitrages ein (107/A), der dem Aus­
schuß für soziale Verwaltung zur Beratung zu­
gewiesen wurde. 

Da in der öffentlichkeit die bisherigen starren 
Wohnbauförderungsbeiträge in der Höhe von je 

Weikhart, 
Berichterstatter. 

2 S pro Woche beziehungsweise je S 4'40 im 
Monat für Arbeitnehmer und Arbeitgeber be­
rechtigte Kritik hervorriefen, wurde in der 
Sitzung des Ausschusses für soziale Verwaltung 
am 23. Juni 1954 vom Berichterstatter im Zu­
sammenhang mit dem Antrag 107/A ein neuer 
Antrag der Abgeordneten W e i k h art, 
Pr i n k e, S tarn pie r, G ru b hof e r, Ho r r 
und W ein m a y e r vorgelegt. Diese~ Antrag 
weicht von den bisherigen starren Sätzen ab und 
sieht als neuen Wohnbauförderungsbeitrag 1 v.H. 
des Einkommens bis zur Höchstgrenze der Be­
messungsgrundlage in der Sozialversicherung vor. 
Dieser Prozentsatz wird zu gleichen Hälften, und 
zwar je 5 v. T. für Arbeitnehmer und Arbeit­
geber aufgeteilt. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diesen Antrag beraten und nach einer Debatte, an 
der sich außer dem Berichterstatter die Abgeord­
neten G 'r u b hof e rund K 0 n d ut s c h be­
teiligten, die Annahme beschlossen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
angeschlossenen Gesetzentwurf '1. 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 23. Juni 1954. 

Proksch, 
Obmann. 
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'j. 
Bundesgesetz vom 1954, 

womit das Bundesgesetz vom 17. Dezember 
1951, BGBl. Nr. 13/1952, über die Einhebung 
eines Wohnbauförderungsbeitrages abgeän-

dert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951, 
BGBL N r. 13/1952, über die Einhebung eines 
Wohnbauförderungsbeitrages wird wie folgt ab­
geändert: 

1. § 2 hat zu lauten: 

,,§ 2. (1) Der Beitragspflicht unterliegen, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt ist: 

a) Personen, die auf Grund eines privat- oder 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 
oder als Heimarbeiter beschäftigt sind, so­
lange sie Anspruch auf Entgelt haben; 

b) die Dienstgeber, soweit deren Dienstneh­
mer beitragspflichtig sind; 

c) die Auftraggeber der beitragspflichtigen 
Heimarbeiter. 

(2) Ist ein beitragspflichtiger Dienstnehmer 
(Heimarbeiter) gleichzeitig bei mehreren beitrags­
pflichtigen Dienst(Auftrags)gebern beschäftigt, so 
besteht die Beitragspflicht auf Grund von Dienst­
(Auftrags)verhältnissert zu den Dienst(Auftrags)­
gebern, bei denen eine zweite oder weitere Lohn­
steuerkarte erliegt, nur dann und insoweit, als 
der bei Zugrundelegung der Summe zweier oder 
mehrerer Entgelte (Abs. 1 lit. a) sich ergebende 
Höchstbetrag der Bemessungsgrundlage (§ 3 
Abs. 1) nicht überschritten wird; hiebei sind 
Lohnsteuerkarten für Entgelte nicht zu berück­
sichtigen, die eine Beitragspflicht nicht begründen. 

(3) Ausgenommen von der Beitragspflicht sind: 

a) Lehrlinge; 
0) Dienstnehmer in Betrieben der Land- und 

Forstwirtschaft, soweit auf sie die Bestim­
mungen des Landarbeitsgesetzes vom 
2. Juni 1948, BGBL Nr. 140, Anwendung 
finden; 

3 

c) Dienstnehmer, die neben Diensten für die 
Hauswirtschaft eines land- oder forstwirt-

/ schaftlichen Dienstgebers oder für Mitglie­
der seines Hausstandes Dienste für den 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb des 
Dienstgebers leisten und nicht unter das 
Hausgehilfengesetz fallen; 

d) Dienstnehmer, auf welche die Bestimmun­
gen der Hausbesorgerordnung, BGBL 
Nr. 878/1922, Anwendung finden; 

e) Dienstnehmer (Heimarbeiter), die in der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder, so­
weit eine solche nicht in Betracht kommt, 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 
wegen vorübergehender (geringfügig ent­
lohnter) Dienstleistung versicherungsfrei , 
sind; 

f) Dienstnehmer, soweit ihnen als Angehö­
rigen ausländischer diplomatischer Vertre­
tungsbehörden die Vorrechte der Exterri­
torialität zustehen oder, soweit sie als An­
gehörige konsularischer Vertretungsbehör­
den oder auf Grund einer Verordnung der 
Bundesregierung nach dem Bundesgesetze 
vom 24. Feber 1954, BGBL Nr. 74, von 
der Lohnsteuer befreit sind; 

g) Dienstgeber, soweit ihre Dienstnehmer ge­
mäß lit. f von der Beitragspflicht ausge­
nommen sind. 

(4) Für Dienstnehmer, die bei einem der im § 5 
Abs. 1 genannten Versicherungsträger in der ge­
setzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 
sind, besteht die Beitragspflicht nach diesem Bun­
desgesetze nicht, solange für den Dienstnehmer 
ein Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht fällig wird." 

2. § 3 hat zu lauten: 

,,§ 3. (1) Der Beitrag beträgt für jeden bei­
tragspflichtigen Dienstnehmer (Heimarbeiter), 
der in der Kranken(Renten)versicherung pflicht­
versichert ist, 5 v. T. der maßgebenden Beitrags­
grundlage. Für die Dienstnehmer (Heimarbeiter), 
die in der Kranken(Renten)versicherung nicht 
pflichtversichert sind, beträgt der Beitrag 5 v. T. 
des Arbeitsverdienstes aus dem Dienstverhältnis, 
für das der Beitrag zu entrichten ist, bis zu dem 
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in der allgemein'en Krankenversicherung gelten­
den Höchstbetrag der Bemessungsgrundlage. 

(2) Der Dienstgeber (Auftraggeber) hat, soweit 
er nicht gemäß § 2 Abs. 3 lit. g von der Bei­
tragspflicht ausgenommen ist, einen gleich hohen 
Beitrag für jeden von ihm beschäftigten beitrags­
pflichtigen Dienstnehmer (Heimarbeiter) zu 
leisten." 

3. Die Abs. 2 und 4 des § 5 haben zu lauten: 

,,(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 haben Dienstgeber 
(Auftraggeber), die Dienstnehmer (Heimarbeiter) 
beschäftigen, hinsichtlich deren bei ihnen eine 
zweite oder weitere Lohnsteuerkarte aufliegt, 
diese Dienstnehmer (Heimarbeiter) dem zustän­
digen Versicherungsträger unter Anschluß. einer 
Abschrift der Lohnsteuerkarte jeweils schriftlich 
zu melden. 

(4) Die Träger der gesetzlichen Krankenver­
sicherung erhalten für die ihnen durch die Ein­
hebung, Einbringung und Abfuhr der Beiträge 
erwachsenden Kosten eine Vergütung in der 
Höhe von 7 v. T. der eingehobenen Beiträge." 

4. Dem § 6 ist als neuer Abs. 3 anzufügen: 

,,(3) Gemeindeverbände und Gemeinden, die 
nicht mehr als zehn in einem öffentlich-recht­
lichen Dienstverhältnis stehende Bedienstete be-

---- _._------------

schäftigen, die nicht bei der Krankenversiche­
rungsanstalt der Bundesangestellten krankenver­
sichert sind, haben die gemäß § 3 zu leistenden 
Beiträge unbeschadet der Bestimmungen des § 4 
Abs. 1 halbjährlich im nachhinein, und zwar je­
weils bis längstens 15. Juni und 15. Dezember 
jedes Jahres abzurechnen und an den Bundes­
W ohn- und Siedlungsfonds einzuzahlen." 

5. § 8 hat zu lauten: 
,,§ 8. Ober die Beitragspflicht entscheidet im 

Streitfalle der Landeshauptmann. Im Verfahren 
über die Entscheidung der Beitragspflicht sind 
die Träger der gesetzlichen Kranken- oder Ren­
tenversicherung, soweit sie für die Einhebung der 
Beiträge zuständig sind (§ 5 Abs. 1), Partei im 
Sinne der Bestimmungen des Allgemeinen. Ver­
waltungsverfahrensgesetzes A VG. - 1950, BGBl. 
Nr. 172." . . 

Artikel 11. 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. August 1954 
in Kraft. Soweit der Beitrag nach Artikel I Zif­
fer 2 dieses Bundesgesetzes wöchentlich zu leisten 
ist, ist er erstmals für die Woche zu leisten, in 
die der 1. August 1954 fällt. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
betraut. 
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